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Gleichstellung alsDie Debatte

Freiheitsproblem

im Titel ihres internationalen Bestsellers
V O N B E R N H A R D K O C H

Unlängst hat bei einer von mir besuchten
Podiumsdiskussion die Moderatorin zwar
Fragen aus dem Publikum entgegenge-
nommen, aber nach einigen von Männern
gestellten Fragen – und weiteren offenen
Wortmeldungen von Männern – unter-
brochen und angekündigt, nun nur noch
die Frage einer Frau zu akzeptieren. Lei-
der gab es jedoch keine Wortmeldung
einer Frau aus dem Publikum, was die
Fragerunde zu einem schnellen Abschluss
brachte. Die zahlenmäßig nicht unterlege-
nen Frauen im Raum hatten offenkundig
die gleiche Chance, Fragen zu stellen wie
die Männer. Die Gleichberechtigung konn-
te also nicht infrage gestellt werden. Aber
es fehlte eben die heute stets angemahnte
Gleichstellung. So wird es ja auch in vielen
anderen gesellschaftlichen Bereichen be-
mängelt: Bei der Familienarbeit, den so-
zialen Diensten, technischen Berufen etc.
– immer wieder zeigt sich, dass die Ge-
schlechter unterschiedlich stark vertreten
sind. Zwischen den Forderungen nach
Gleichberechtigung und nach Gleichstel-
lung klafft aber ein bedeutender Unter-
schied im Menschenbild.

Schwieriges Menschenbild

Gleichberechtigung geht davon aus, dass
jede Frau und jeder Mann die gleiche
Freiheit hat, sich für dieses oder jenes
(zum Beispiel eine Wortmeldung) zu ent-
scheiden. Gleichstellung aber geht davon
aus, dass dann, wenn das Ergebnis Un-
gleichverteilung zeigt, die Freiheit offen-
kundig nicht für beide Geschlechter in
gleicher Weise gegeben war. Irgendwelche
verborgenen Umstände – zum Beispiel
strukturelle Machtasymmetrien – scheinen
Frauen davon abgehalten zu haben, sich zu
Wort zu melden. Das Faktum, dass sie sich
nicht zu Wort gemeldet haben, zeigt aus
dieser Perspektive, dass sie offenbar doch
nicht die Chance hatten, sich zu Wort zu
melden. Diese Frauen sind aber so be-
sehen nicht Subjekte der Freiheit, sondern
Objekte der sie determinierenden Um-
stände. Der Gleichstellungsforderung liegt
also ein Menschenbild zugrunde, das dem
Menschen letztlich die Freiheit zu ent-
scheiden abspricht. Freiheit zu denken
setzt voraus, Modalitäten – also Möglich-
keit, Notwendigkeit und Faktizität – zu
unterscheiden. Aber damit tun wir uns
heute in einer materialistischen Welt of-
fenkundig schwer. Wir vermuten eher:
Etwas mag zwar so aussehen, also gäbe es
die Möglichkeit zu diesem oder jenem; am
Ende wird jedoch nur eine Möglichkeit
zur Wirklichkeit, was ja zeigt, dass eigent-
lich nur eine Möglichkeit zu dieser Wirk-
lichkeit bestanden hat. Ansonsten würde
sich ja eine andere Wirklichkeit realisiert
haben. In der Tat wird Handlungsfreiheit
durch äußere Umstände, auch strukturelle
Machtasymmetrien, eingeschränkt, und
am Abbau solcher Handlungsfreiheit hem-
menden Umstände zu arbeiten, ist richtig.
Aber die Umstände zu totalisieren, verfehlt
das christliche Menschenbild. Das gilt
auch zum Beispiel bei der Bewertung von
Gründen, die Menschen haben, wenn sie
ihre Heimat verlassen oder bei der Sank-
tionierung nach einer Straftat.

Der Autor ist stellvertretender Direk-
tor des Instituts für Theologie und
Frieden. Die Kolumne erscheint in
Kooperation mit der Katholischen
Sozialwissenschaftlichen Zentralstelle
in Mönchengladbach. Foto: Privat
Auch die neu festgelegten „Leitplanken“ lösen nicht den Zweifel auf, dass die geplante Wärme-Wende nicht die notwen-
dige ethische Ausgewogenheit berücksichtigt. Foto: dpa

steht die Frage im Raum, wie viel einseitige
Lobby-Arbeit und Klüngelei eigentlich hin-
ter der GEG-Novelle steckt. Man wird sich
diesbezüglich an den Fall des in letzter
Konsequenz verabschiedeten Staatssekre-
tärs Patrick Graichen erinnern.

te Verdacht am Ende bestätigen, so entlarvt
er ein Vorhaben, das eine ohnehin schon in
Gang befindliche Überwachung der Ge-
samtgesellschaft begünstigen würde. Nicht
von ungefähr spricht Shoshana Zuboff (Das
Zeitalter des Überwachungskapitalismus)

Wie sehr werden neue Re-
gelungen direkt oder in-
direkt in die privaten Ver-
bleibt weiter hitzig
Der Streit um das Gebäudeenergiegesetz wird sich langfristig nicht beruhigen. Es ist nun an der Zeit, die geplante
Wärme-Wende einmal aus ethischer Perspektive in den Blick zu nehmen. Ein Diskussionsbeitrag V O N W E R N E R T H I E D E

D
ie hochgekochten Emotionen
im Streit um das Gebäudeener-
giegesetz (GEG), das die soge-
nannte „Wärme-Wende“ brin-

gen soll, beruhigen sich aktuell zwar lang-
sam. Aber das tut in der Sache den verschie-
denen Problemen, die sich mit ihm auftun,
keinen Abbruch, wie die erste Lesung im

Bundestag zeigte. In der Bevölkerung hat
der Gesetzesentwurf für große Verunsiche-
rung gesorgt, da die neuen Regelungen di-
rekt oder indirekt in die privaten Verhält-
nisse zahlloser Haushalte einzugreifen dro-
hen. Gehen die geplanten staatlichen Vor-
schriften immer noch zu weit? Greifen vor-
geschlagene Entlastungen zu kurz? Wie
steht es um die ethischen Aspekte der so ge-
nannten „Wärme-Wende“?

Im Grunde beruft sich die Politik der
Wärme-Wende auf ein ethisch lobenswertes
Bestreben: Ihre Gesetze sollen letztlich mit
dazu dienen, der globalen Klimakrise ent-
gegenzutreten. Diese Zielsetzung erfreut
sich denn auch ziemlich breiter Zustim-
mung. Aber die Durchführung des vorgeleg-
ten Gesetzentwurfs lässt auch nach Einfüh-
rung der korrigierenden „Leitplanken“ in
verschiedener Hinsicht Zweifel an der ethi-
schen Ausgewogenheit und Zumutbarkeit
aufkommen. Vier Punkte seien nun hier da-
zu ausgeführt:

1. Verstoß gegen das Gebot
der Verhältnismäßigkeit

Da die im vom Kabinett abgesegneten Ent-
wurf vorgesehenen Maßnahmen mit sehr
hohen finanziellen Belastungen für Gebäu-
deeigentümer und in der Folge wohl auch
für Mieter hierzulande einhergehen, bleibt
zu fragen, ob ihr beträchtlicher Gesamtauf-
wand – jetzt oder in wenigen Jahren – in
einem angemessenen Verhältnis zu den glo-
balen Klimazielen stehen.

Was unter größten Anstrengungen und
Opfern in Deutschland geschafft werden
kann, wird die weltweite Klimakrise wahr-
scheinlich kaum in nennenswertem Aus-
maß beeinflussen. Wahrt also das novellier-
te GEG insofern die Verhältnismäßigkeit?

2. Verstoß gegen das Gebot der Fairness
Viele Mittelständler werden indirekt genö-

tigt, angesparte Altersrückstände aufzuop-
fern. Vorgesehen sind zwar inzwischen fi-
nanzielle Entlastungen für schwer Betroffe-
ne beziehungsweise für mehr oder weniger
Arme. Diese auf den ersten Blick anerken-
nenswerten Maßnahmen nutzen aber dem
breiten Mittelstand wenig bis gar nichts.
Die weder richtig arm noch richtig reich zu
Nennenden müssen, sobald das GEG greift,
womöglich hohe Geldbeträge einbringen,
die faktisch oft als Altersrücklagen einge-
plant waren.

Den Betroffenen geht insofern nicht etwa
nur ein gewisser Luxus verloren, den sie
sich für ihre Jahre im verdienten Ruhestand
gewünscht haben mögen, sondern persön-
lich vorgesehenes Geld für jedenfalls indivi-
duell als notwendig erachtete Maßnahmen.
Dazu könnten medizinische und Pflege-
Maßnahmen im Alter gehören, die ganz
oder in Teilen nicht von den Krankenkassen
oder Beihilfestellen unterstützt werden
oder auch die Anschaffung eines neuen
Autos, fällig gewordener neuer Möbel und
so fort.

Solche Gelder fließen dann aber in staat-
lich erzwungene Projekte, deren vorrangige
Sinnhaftigkeit den Betroffenen nicht unbe-
dingt einleuchten. Das Gesagte gilt im Prin-
zip auch angesichts der mit der ersten Le-
sung im Bundestag vorgesehenen Verschie-
bung bestimmter Pflichten: Denn aufge-
schoben ist nicht aufgehoben.
der kürzlich erfolgten Einigung machten
ganz den Eindruck, als ob sie nun jedenfalls
garantiert sei. Tatsächlich haben die neuen
„Leitplanken“ für etwas mehr Technologie-
Offenheit gesorgt.

Doch faktisch-praktisch läuft das Ganze –
wenn auch nun mit Verschiebungen um we-
nige Jahre und trotz der intensiver ange-
dachten Wärmenetze – in verdächtigem
Umfang immer noch auf die Ansteuerung
sogenannter Wärmepumpen hinaus. Diese
bleiben nicht nur wegen ihrer beträchtli-
chen Kosten umstritten, sondern auch we-
gen des Umstands, dass sie selbst in be-
trächtlichem Maße Energie verbrauchen
und CO2 ausstoßen – von den besonderen
Problemen beim Modell „Erdwärmepum-
pe“ (Geothermie) ganz zu schweigen. In der
Regel gehen Wärmepumpen wegen ihres
Stromverbrauchs mit der Verpflichtung zu
Smart-Metern einher, welche ihrerseits
derzeit meist mit Funkzählern verbunden
sind und auch wegen ihres umfangreichen
Datensammelns vielfach skeptisch betrach-
tet werden. Hierzu sei an die Broschüre der
Juristin Margit Krug erinnert: „Lauschan-
griff durch smarte Zähler“ (pad-Verlag
2020). Gerade angesichts dieses Aspekts
4. Heimlicher Verstoß gegen das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung?

Schließlich ist auch kritisch nach den welt-
anschaulichen Hintergründen des neu ge-
fassten GEG zu fragen. Bilden im Hinter-
grund seine gedankliche Basis die durchweg
atheistischen Konzepte des Transhumanis-
mus und des Longtermismus, denen es
unterm Strich mehr um die Technik als um
den Menschen geht?

Dafür könnte folgende kritische Beob-
achtung sprechen: Die Maßnahmen des
GEG zielen auch nach Einführung der neu-
en „Leitplanken“ für seine Novellierung of-
fenbar indirekt und insgeheim darauf ab,
dass – zumindest auf längere Sicht – nur
noch solche Heiztechnologien beibehalten
werden dürfen, die irgendwie mit digitaler
Technik zum Betrieb oder zumindest zum
Zählen einhergehen. Das gilt sowohl im
Blick auf Wärmepumpen als auch im Blick
auf die Fern- oder Nahwärme aus der fest-
gezurrten „kommunalen Wärmeplanung“.
Und es gilt nicht zuletzt für jene künftig
noch erlaubten Gasheizungen, die unter
Verwendung von Wasserstoff funktionieren
sollen, denn bei den dazu benötigten, sehr
teuren Elektrolyse-Anlagen kommt wiede-
rum beträchtlicher, digital zu zählender
Stromeinsatz zum Tragen.

Nur dank dem Druck der öffentlichen
Debatte bleiben nun zwar Holz- und Pellet-
heizungen im Bestand doch vorerst erlaubt.
Die digitalisierungsorientierte Gesamtrich-
tung ist indes klar erkennbar und dürfte na-
mentlich für die Zukunft von Holzheizun-
gen spätestens dann, wenn die „kommuna-
len Wärmeplanungen“ vorliegen, wenig Gu-
tes bedeuten. Sollte sich der hier formulier-
vom „Überwachungskapitalismus“, und aus
bedrückenden Gründen nennt der deutsche
Soziologe Harald Welzer sein Erfolgsbuch
„Die smarte Diktatur. Der Angriff auf unse-
re Freiheit“. Schon vor bald 70 Jahren
wusste der Philosoph Karl Jaspers mit
Blick auf den sogenannten Fortschritt zu
sagen: „Der technische Mechanismus kann
die Menschen in Massen ganz anders zwin-
gen, als es früher je möglich war.“

Dass es in die besagte Richtung geht, da-
rauf deutet auch ein weiteres Gesetz hin, an
dem Wirtschaftsminister Robert Habeck
viel liegt. Laut Medienberichten soll es
unter dem Namen „Gesetz für die Wärme-
planung und zur Dekarbonisierung der
Wärmenetze“ bald das Ende der fossilen
Heizungen in Deutschland einläuten. Bun-
desländer und Kommunen sollen demnach
„gebäudescharfe jährliche Energieverbräu-
che“ über die letzten drei Jahre in Kilowatt-
stunden pro Jahr ermitteln und auf diese
Weise eine Art Heiz-Kataster erstellen.

Es wäre gut, wenn die genannten kriti-
schen Aspekte in den weiteren Lesungen
des GEG im Bundestag und in den Diskus-
sionen der Gesamtgesellschaft angemessen
berücksichtigt würden. Mit Antworten auf
taktisch verkürzte Fragestellungen und mit
Bröckchen von Teillösungen sollte man sich
angesichts der rigiden Gesetzesvorhaben
nicht zufrieden geben.
Der Autor ist protestantischer Theo-
loge, Pfarrer im Ruhestand und Pub-
lizist. Von ihm ist gerade erschienen:
„Im Namen des sogenannten Fort-
schritts. Zur zunehmenden Einschrän-
kung bürgerlicher Schutz- und Frei-
heitsrechte“ (Pad-Verlag, 2023).
3. Verstoß gegen das Gebot
der Wahrhaftigkeit

Die zugesagte Technologie-Offenheit ist al-
lenfalls eingeschränkt gegeben. Der GEG-
Entwurf spricht zwar einleitend von „Tech-
nologie-Offenheit“, und die Äußerungen
der Partei- oder Fraktionsvorstände nach

hältnisse zahlloser Haus-
halte eingreifen?


